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Zehritausende von rechtswidrigen Todesurteilen sowie zahl­
lose andere Terrorurteile erwirkten, verbündeten oder voll­
streckten, sondern auch jene, die auf Kathedern, in Lehr­
büchern und Kommentaren dafür den geistigen Nährboden 
bereiteten. „Kaum eine Untat der Nazis, die während deren 
Herrschaft nicht als ,höchstes Recht* gepriesen und nach dem 
Krieg von denselben Juristen mit ebenso abenteuerlichen 
Rechtskonstruktionen als .vertretbar* oder gar .rechtlich 
geboten* dargestellt wurde“ (S. 75 L). Erinnert sei hier vor 
allem an folgende Aspekte:

1. Der Nazistaat konnte verschiedentlich auf Theorien 
zurückgreifen, mit denen konservative Hochschullehrer 
bereits in der Weimarer Republik der Erosion des Rechts den 
Boden bereitet hatten. So führte die schon damals zu ver-. 
zeichnende Auflösung der Tatbestände durch verschwommene 
Auslegungslehren geradewegs zu Carl Schmitts Forderung 
von 1934: „Jede Auslegung muß eine Auslegung im national­
sozialistischen Sinne sein.“7

2* An solchen nazistischen Konstruktionen hatten zahl­
reiche Rechtswissenschaftler Anteil. Ingo Müller erwähnt in 
diesem Zusammenhang manchen, dessen Name zuweilen noch 
heute von bürgerlichen Rechtstheoretikern achtungsvoll ge­
nannt wird, so beispielsweise <
— Georg Dahm, (der „den mutigen Verzicht auf alle tatbe- 

standlichen Abgrenzungen“8 feierte;
— Johannes Nagler, der zumindest partiell die Nazis noch 

übertrumpfen und selbst „die fahrlässige Beihilfe zum 
Landesverrat“ hart bestraft wissen wollte9;

— Wilhelm Sauer, der vorschlug, Hitler als „eine Lichtgestalt 
und einen Helden zu verherrlichen“.10 11

• Mit aus der Nazi-Phraseologie übernommenen oder diese 
bereichernden irrationalen Thesen trugen solche Hochschul­
lehrer dazu bei, jenen Geist der Aufklärung aus der deutschen 
Rechtswissenschaft zu vertreiben, den u. a. jene 120 Hoch­
schullehrer verkörperten (das war nahezu ein Drittel der 
insgesamt 378 deutschen Rechtswissenschaftler), die 1933 
zwangsemeritiert wurden.

3. An die Stelle zivilisatorischen Fortschritts traten nun­
mehr fanatische Bekenntnisse zu „Führertum“, „völkischer 
Ordnung“, „Rassismus“, „Lebensraum“ und der „Ausmer­
zung Minderwertiger“. Wie Ingo Müller zu Recht betont, war 
es „vor allem das Verdienst der Strafrechtswissenschaft, die 
längst eine Strafrechtstheorie und allerlei methodisches Rüst­
zeug entwickelt hatte, die die Neuformulierung des Strafge­
setzes (hier: § 2 StGB — D.Verf.) eigentlich überflüssig mach­
ten“ (S. 82).11

Mit Hilfe demagogischer Phrasen, die die gesellschaftliche 
Funktion des Rechts vernebelten12, wurde das imperialistische 
Aggressionsprogramm des Nazismus mit allen seinen men­
schenrechtsfeindlichen Konsequenzen theoretisch gerecht­
fertigt. Wenn nazistische Rechtswissenschaftler von „mate­
rieller Gerechtigkeit“ sprachen, ging es ihnen in Wahrheit um 
die Eliminierung aller, die dem nach innen und außen zutiefst 
barbarischen Herrschaftssystem — aus welchen Gründen 
auch immer — im Wege standen. Ihnen wurde im Gefolge des 
antikommunistischen und rassistischen Feldzuges der Nazis 
nicht nur jede Menschenwürde, sondern schließlich selbst das 
fundamentale Menschenrecht auf Leben abgesprochen. Die 
„moralische Aufladung der Tatbestände“ im NS-Strafrecht 
war nichts anderes als der Versuch einer juristischen Legiti­
mation der Pervertierung der Moral. Sie führte letztlich dazu, 
mit Hilfe der „Tätertypenlehre“ jeden Mißliebigen als 
„Volksschädling“ zu selektieren und in einer Vielzahl von 
Fällen zu liquidieren.

Gewiß wäre es abwegig, Nuancen zu übersehen, die es 
nach 1933 zwischen einzelnen Hochschullehrern gab, so etwa 
die Kontroverse zwischen Eduard Kohlrausch und dem nach 
der Machtübergabe an den deutschen Faschismus aus Wien 
herbeigeeilten glühenden Hitler-Verehrer Wenzeslaus 
Gleispach.13 Nicht alle Gelehrten folgten vorbehaltlos dem 
Aktivismus der sog. Kieler Schule. An der dortigen Univer­
sität konzentrierten sich bekanntlich besonders aggressive 
nazistische Rechtstheoretiker,. Gleichwohl wäre es verfehlt, 
diesen Schulenstreit überzubewerten.14 Feststeht: Die Rechts­
fakultäten der deutschen Universitäten wurden schnell wei­
testgehend von nazistischen Vertretern beherrscht. Von den

Professoren des Jahres 1939 hatten zwei Drittel ihre Er­
nennung nach dem 30. Januar 1933 erlangt (S. 77).

Diesem zügigen Nazi-Einmarsch in die Jurisprudenz und 
die Justizpraxis der 30er Jahre stellt Ingo Müller die Nach­
kriegsentwicklung in der BRD gegenüber: „So willig die 
Ordinarien dem nationalsozialistischen Ungeist die Universi­
täten geöffnet hatten, so sehr sperrten sie sich nun gegen 
alle demokratischen' Einflüsse“ (S. 237). Die Lehrstühle der 
Universitäten blieben von NS-Rechtswahrern beherrscht, was 
bald auch wieder auf„ die Verhandlungssäle und Amtsstuben 
der Justiz zutraf. „Bereits 1948/49 waren 30 Prozent der 
Gerichtspräsidenten und 80 bis 90-Prozent der Landgerichts­
direktoren und -räte der britischen Zone wieder ehemalige 

- NSDAP-Mitglieder“15 16, die tatkräftig darauf hinwirkten, auch 
die fanatischsten und blutbeflecktesten Angehörigen der 
faschistischen Ausnahmejustiz ihrer Verantwortung zu ent­
ziehen.

Angesichts dieser personellen Kontinuität nimmt es nicht 
wunder, daß Karl-Heinz Ottersbach, ehemaliger Ankläger am 
Sondergericht Kattowitz, bald wieder in Niedersachsen Kom­
munisten verfolgen und ihnen Vorhalten durfte: „Aus Ihrer 
Inhaftierung in den Jahren 1933 bis 1945 haben Sie nichts 
gelernt“ (S. 217). Eben dieser Ottersbach trägt — was Ingo 
Müller wohl unbekannt war — Mitverantwortung, daß 
mehrere Nazis, die als Arbeitermörder in der berüchtigten 

’ Köpenicker Blutwoche mitgewirkt hatten, weder an die DDR 
ausgeliefert noch in der BRD vor Gericht gestellt wurden.10

In diesem Zusammenhang wird der Betrachter aus der 
DDR neben einigen peripheren Ungenauigkeiten17 vor allem 
einen Mangel des Buches von Ingo Müller nicht übersehen. 
Die enormen, seit Jahrzehnten währenden Anstrengungen 
der Deutschen Demokratischen Republik, mit Strafverfol­
gungsersuchen, Strafanzeigen und umfangreichen, im Wege 
der Rechtshilfe westlichen Justizbehörden in des Wortes 
wahrster Bedeutung ins Haus getragenen Beweisen auch dort 
eine gerechte Ahndung der nazistischen Justizverbrechen 
herbeizuführen, werden — soweit überhaupt — nur ganz bei­
läufig erwähnt. Gerade die aus den Archiven sozialistischer 
Staaten stammenden Dokumente haben gemeinsam mit den 
Aussagen von Tatzeugen aber ganz entscheidend dazu beige­
tragen, daß heute zutiefst berechtigt festgestellt werden kann: 
Die in der BRD und in Berlin (West) unterbliebene justitielle 
Ahndung der von Nazi-Richtern und -Staatsanwälten ver­
übten Verbrechen ist nicht an Beweisnot, sondern ausschließ­
lich am jahrzehntelang fehlenden Verfolgungswillen geschei­
tert.
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